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Gesellschaft mit beschränkter Bildung

Die gefährliche Illusion der Chancengleichheit in der Weiterbildungsgesellschaft

Fast alle scheinbar ewigen Formen, Unsicherheit zu bewältigen, verlieren an Bedeutung – Familie, Ehe, Geschlechterrollen, Klassen, Parteien, Kirchen, zuletzt auch der Wohlfahrtsstaat. Auf diese Vervollkommnung der Unsicherheit gibt es bislang nur drei Antworten: Bildung, Bildung, Bildung. 

(Beck 2004)

Es gibt da eine kleine Szene in einem Film von Buster Keaton, in der er versucht als Sportler zu beeindrucken. Nach seinen anfangs erfolglosen Weitsprungversuchen (die er allerdings aus dem Stand unternimmt) wird er darüber belehrt, dass ein längerer Anlauf nötig ist, woraus Buster Keaton schließt: Je länger der Anlauf, desto weiter der Sprung. Also läuft er los, über Felder und Wiesen, über einsame Pfade und breite Alleen, um sich schließlich erschöpft dem Sportplatz zu nähern und auf die Bahn zur Sprunggrube einzubiegen, wo ihm mit letzter Kraft ein kleines, erstolpertes Sprünglein gelingt. Der Weg war weit, der Ertrag aber gering. 

Dieses Missverhältnis von Anlauf und Sprung, von Aufwand und Erfolg, lässt sich auch auf das „Bildungsgeschäft“ und dessen gesellschaftliche Überformungen übertragen, wo immer mehr Vorbereitung, Training und Anlauf oft zu einem geradeso kleinen beruflichen oder lebensweltlichen Hüpfer vorwärts führt, und wo viele auf die richtige Aschenbahn erst gar nicht kommen, weil sie keinen Sinn für diesen Anlauf sehen, weil es kein erreichbares Ziel für den Sprung gibt, weil die Nutzbarkeit des Anlaufs zu gering ist, usw. Es lässt sich deutlich anhand zahlreicher neuerer Studien zeigen, dass die Entwicklung von Lernchancen und deren Umsetzung in sozialen und ökonomischen Erfolg erhebliche schicht- und geschlechtsspezifische Unterschiede aufweisen. Die durch das Bildungssystem reproduzierte soziale Ungleichheit wird durch systemische Wirkungen im Weiterbildungsbereich überwiegend noch verstärkt.

Die allseits propagierte politische Forderung der Life-Long-Learning-Society kümmert sich hier aber nur wenig um die realen Weiterbildungsmöglichkeiten Einzelner. Die tagespolitische und die mediale Aufmerksamkeit zerrinnt dabei meist im Lamentieren über den Zustand unserer Bildungsanstalten, in den hektischen Aufrufen zur Steigerung des Bildungseifers und in den verordneten „Bildungsreformen“, die die Ungleichheiten wundersam in Strukturplänen aufzulösen scheinen. Der hierbei inflationäre Gebrauch des Begriffes Bildung transformiert, überdeckt und missbraucht dabei den pädagogischen und gesellschaftlichen Diskurs über die Möglichkeiten und die Rolle von Lernen als Mittel und Ziel gesellschaftlicher Teilhabe in unserer Welt. So wird in diesen Diskussionen z. B. meist eine Form der Weiterbildungseuphorie vorgebetet, die weitgehend die Frage nach der sozialen Ungleichheit in Bezug auf die hier herrschenden gesellschaftlichen Mechanismen ausblendet. Dabei findet aber weder das hier propagierte Konzept des autonomen Subjekts, das frei von sozialen Zwängen seine Chancen der Selbstentfaltung sucht, noch die Konzeption des eigenverantwortlichen Bildungsunternehmers, wie er in Unternehmenskreisen eingefordert wird, eine Entsprechung in der Bildungspraxis großer Bevölkerungsgruppen. Vor allem so genannte bildungsferne Milieus und deren (Nicht-)Bildungsstrategien werden durch eine ganze Reihe von sozial erzeugten Hemmnissen daran gehindert, Bildungsmöglichkeiten zu erkennen, zu nutzen und auch tatsächlich wieder in die Berufs- und Lebenswelt zurückzubinden. Die dafür meist fehlenden Ressourcen sind dabei sowohl ökonomischer, als auch sozialer und kultureller Natur. 

Innerhalb eines stark normativ wirkenden Laufbahnmodells sind z. B. im österreichischen Bildungssystem auf allen Ebenen der Bildungsentscheidungen sozialstrukturell angelegte Mechanismen wirksam. Wer hier schon früh auf dem „falschen Gleis” landet, wird es auch in Folge schwer haben, Bildung als soziale Aufstiegshilfe nutzen zu können. 

Je früher die Auslese von SchülerInnen stattfindet, desto stärker ist die Produktion beziehungsweise Reproduktion von sozialer Ungleichheit die durchs Schulsystem geschaffen wird. Indem die sozialen Ausgangsparameter an den zentralen Verteilungsstellen von gesellschaftlichen Positionen weiterhin bestehen, fußt die Forderung nach einem permanenten „Bildungs-Wettkampf“, nach lebensbegleitenden Bildungsprozessen, mittels derer Individuen ihr Geschick in allen Lebenslagen „autonom steuern“ können, auf einer höchst ungleichen Grundlage individueller Ressourcen. Vor allem die so genannten gering Qualifizierten geraten in diesem Bildungswettlauf immer stärker in Bedrängnis. Sie werden dabei aber gleichsam von einer Lawine an sozialen Ungleichheiten überrollt. In Österreich befinden sich nach dem (korrigierten)  Erhebungsmodus  der OECD derzeit 6,3 Prozent der 15- bis 19-Jährigen weder in Ausbildung, noch in einem geregelten Arbeitsprozess. Für diese Jugendlichen hat der Slogan der lebenslangen Bildung schon vom Start weg wenig Anreiz. Die sich hieraus ergebenden sozialen Diskreditierungen in der Berufs- und Lebenswelt sind beachtlich. Darüber hinaus sind aber auch die lebensgeschichtlichen Folgen sowohl für das Selbst- als auch für das Fremdbild der Betroffenen meist dramatisch. Dabei sind vor allem drei Identifikationsmuster sichtbar, die in der tagespolitischen Diskussion darüber an die Individuen herangetragen werden. 

· Erstens wird hier vermutet, dass es sich um ein Motivationsproblem (sie wollen sich nicht bilden) handelt, 

· zum Zweiten wird ein Kompetenzproblem (ihre schulische Ausbildung ist zu minder) etikettiert und schließlich wird noch 

· ein Nachfrageproblem (es gibt eben zu wenig niedrigschwellige weiterführende Bildungsangebote) postuliert. 

Ein ähnliches Interpretationsbündel lässt sich dann in weiterer Folge auch für die verheerenden Folgen dieser Bildungsabstinenz am Arbeitsmarkt finden (vgl. Ostermann 1993). So richtig diese Feststellungen auch sein mögen, so wenig sagen sie doch über die tatsächlichen Bedingungen der Biografien gering qualifizierter Personen sowie über deren langfristige Konsequenzen aus. Vielmehr wird auf das meritokratische Grundverständnis unserer Gesellschaft verwiesen, das einzig die Leistung des Individuums als Gradmesser für seinen Status ansieht. Die derzeitigen Strategien und politisch initiierten Reformmaßnahmen setzen deshalb auch verstärkt auf die Leistung des Einzelnen im Bildungsbereich. Mittels umfassender Aus- und Weiterbildungsprogramme soll das Individuum all das erreichen können, was es zu leisten im Stande ist. Die „Sieger” in diesem Bildungswettbewerb haben dabei ihre Chancen genutzt, während die „Verlierer” sich ihr Versagen ebenfalls selbst zuschreiben müssen. Dabei wird aber all zu leicht übersehen, dass es nicht nur die Anstrengungskomponente, der Fleiß oder die Einsatzbereitschaft sind, die über Gewinnen oder Verlieren entscheiden. In all diesen Prozessen wirken von Beginn an soziale und strukturelle „Behinderungen”. Diese institutionalisierten Ungleichheiten werden innerhalb ökonomischer Bildungstheorien im Sinne des Aufbaus von „Humankapital“ aber weitgehend negiert. Kurzerhand werden hier die sozialen und pädagogischen Handlungszusammenhänge in ökonomische umgemünzt und auf die dominierenden Verhaltenserwartungen des Marktes reduziert. Die dabei wirkenden bildungsbasierten Allokationsregeln sind aber in ihrer „moralischen Neutralität“ für die Voraussetzungen von sozialen Ungleichheiten blind. Die Folgen dieser Entwicklung zeigen sich heute schon deutlich. Dort, wo die so genannte Liberalisierung der Märkte die Möglichkeit der Politik (z. B. Ressourcen für Umverteilungszwecke zu generieren) abbaut, werden Fragen kultureller, sozialer und auch bildungspolitischer Identität einfach ausgeblendet. Für den Bildungsbereich resultiert dadurch z. B., dass die weiterhin bestehende Koppelung von sozialer Lage der Herkunftsfamilie und dem Kompetenzerwerb der nachwachsenden Generation noch verschärft wird. Auch die immer neuen, komplizierteren und riskanteren Statuspassagen und Übergänge in modernen Lebens-, Bildungs- und Arbeitsverläufen, die nach neuen Möglichkeiten sozialer Ordnungen verlangen, werden durch diese Entwicklungen (vor allem für die unteren und mittleren sozialen Lagen) noch angeheizt. Ein Regulativ dazu (eine Wertedimension) die sich dieser gesellschaftlichen Transformationen kritisch bewusst ist, kann dabei aber nicht aus dem „Markt“ selbst kommen. Im Gegenteil, der Markt neigt eher dazu, die Grundlagen des Sozialen zu zerstören, denn diese werden in der Regel meist nur als zusätzlicher Kostenfaktor definiert. 

Auf diese Art wird der Bildungsbegriff zweifach ausgehöhlt. Einmal wird die Idee der Wissensgesellschaft und der individuellen Leistung an seine Stelle gesetzt (wobei „leisten“ wörtlich „einer Spur folgen“ bedeutet), weshalb es nur noch bereits vorliegende, instrumentalisierte, Erwartungen zu erfüllen gilt. Für Bildung im ursprünglichen Sinn, als die (institutionell) gewährte Freiheit, eine Sache mit Muße zu verfolgen, bleibt dabei wenig Raum. Weiters wird den tatsächlichen Lebensverhältnissen der Individuen, die an solchen Bildungsprojekten partizipieren (sollen), kaum mehr Beachtung geschenkt. Eine zentrale Aufgabe von Bildung, die Herstellung bzw. die Ermöglichung gesellschaftlicher Teilhabe und Solidarität, wird hierbei erschreckend vernachlässigt. 

Von den Subjekten wird zwar ständig erwartet, ja gefordert, dass sie selbst „Navigationsarbeit“ für ihr Leben zu leisten hätten, dass sie sich Orientierungswissen anzueignen und eigene Ziele zu entwickeln haben. Gleichzeitig läuft das Erwerbsleben für sie aber auf einer Ebene ab, die sie zur ständigen Revision, zum dauerhaften „Relaunch“ ihrer Lebensplanung zwingt, ohne dass sie wissen könne, worauf hin sie sich orientieren sollten.

Ein Motto der gegenwärtigen Versuche, die gesellschaftlichen Umbrüche und Krisen zu meistern lautet stets „Mehr Eigenverantwortung“. Dies scheint derzeit der zentralen Topos der Sozialstaatsreform zu sein. Ob es sich dabei um die Pensionsversicherung, die Gesundheitsvorsorge oder Bildungsstrategien, um Generationengerechtigkeit oder Teilhabegerechtigkeit, um die Vorsorge für den eigenen Körper oder für die Familie handelt, stets wird heute gebetsmühlenartig auf die Eigenverantwortung der Bürgerinnen und Bürger als aktive oder zu aktivierende Träger eigener Anstrengungen verwiesen. 

Dabei sind die Paradoxien der Eigenverantwortung von der Seite der Betroffenen heute nicht mehr zu übersehen. Beinahe schon zynisch wird dort ein Mehr an Eigen verlangt, wo das Selbst längst an seine ökonomischen und sozialen Grenzen stößt. 

Eigenverantwortung drückt dabei in der Regel ein Übertragen der betreffenden Dimensionen an die Marktökonomie aus. Dabei wird es innerhalb dieses Diskurses immer unwichtiger, welche Risikofaktoren als eigenverursacht angesehen werden können, welche intentional herbeigeführt und welche der sozialen Herkunft oder der genetischen Veranlagung etc. zuzuschreiben sind. Innerhalb dieser Vorgänge wird so ein Spannungsverhältnis im zwischen Staat und Individuen erzeugt, in der diese Eigenverantwortungsformel zwischen Ermächtigung des Einzelnen und seiner Disziplinierung pendelt. Dabei ist aber zu betonen, dass Eigenverantwortung niemals in der Beschränkung auf das eigene Handeln, sondern immer nur einem sozial abgesicherten Raum gemeinsamer Verantwortlichkeit zu erlangen ist. 

Für den Bildungsdiskurs sind es vor allem zwei (sich ergänzenden) bildungspolitischen Aufgabenbereiche, die hier zu beachten sind. Einmal stehen hier die weitreichenden Ziele einer Entwicklung des Individuums in einer modernen komplexen Gesellschaft. Bildung „versorgt“ hierbei Individuen mit Kriterien, mit Werten und Zielen. Die Grundbedingungen gelingender Bildungsarbeit beruhen dabei auf einem sozial und individuell ausgewogenen Verhältnis zwischen Anpassung und Emanzipation, zwischen den vielfältigen subjektiv und gesellschaftlich hergestellten Bezügen von Autonomie und Gemeinschaft, zwischen tradierten Vorstellungen und aktuellen Kompetenzen. 

Zum anderen geht es um die Schaffung von Chancengleichheit im Zugang zur Gesellschaft, um das Ziel des Abbaus von sozialer Ungleichheit, um die Etablierung von sozialer Gerechtigkeit und die Schaffung von sozialer Kohäsion. Die Freiheit des Einzelnen liegt darin begründet, teilhaben zu können an der je konkreten Welt. Nur diese gleichberechtigte Teilhabe schafft die Möglichkeiten der eigenständigen Urteilskraft, der Stärkung der Persönlichkeit, der kulturellen Offenheit, schlicht: der Selbstbestimmung und Sicherheit in einer gestaltbaren Gesellschaft. Die substanziellen Voraussetzungen für diese Brücken zwischen Selbstvergewisserung und gesellschaftlicher Teilhabe werden (auch) in Bildungsprozessen geschaffen. Wenn dieses Vorhaben dem Motiv sozialer Gerechtigkeit folgt, stehen die Bereiche des allgemeinen Zuganges, der Teilhabe und der Gestaltung des gesamten bildungspolitischen Szenarios im Vordergrund. Die zentrale Aufgabenstellung gerechtigkeitsorientierter Bildungspolitik ist also die Herstellung einer gerechten Teilhabe an Bildungschancen und deren Verwendung. Bildungspolitik ist in beiden Fällen Gesellschaftspolitik. Dabei darf aber nicht übersehen werden, dass, auch bei weitgehender Chancengleichheit im Bildungssystem die Frage der sozialen Gerechtigkeit bei weitem noch nicht hinreichend beantwortet werden kann.

Der Nutzen der Bildung

Dass Bildung nützt, ist evident. Was sie wem und wie viel nun tatsächlich bringt, hängt allerdings von vielen Bedingungen ab. Der direkte Einfluss des (kulturellen) Kapitals, des Elternhauses, auf den Lebenslauf hat sich in den letzten Jahrzehnten zwar gewandelt und in Bezug auf den Schulabschluss etwas abgeschwächt, doch es ist auch heute noch von großer Wichtigkeit. Das Diktum, dass jede und jeder den Aufstieg heute über den Weg der Bildung schaffen kann, dass allein Können, Talent und Fleiß die Karriere bestimmen, hat sich als Märchen erwiesen. (Beruflicher) Erfolg wird auch heute noch stark über soziale Bedingungen „vererbt“. Nach den vielversprechenden Bildungsoffensiven der letzten Jahrzehnte erweisen sich heute die sozio-strukturellen Effekte im Zugang zu und im Umgang mit Bildungsangeboten, die damit einhergehende Perpetuierung und Legitimierung sozialer Ungleichheit, noch immer als überaus problematisch. Die bisher vorliegenden PISA-Studien zeigen deutlich, dass es ein eklatantes Verteilungsproblem beim Bildungsnutzen gibt (vgl. u. a. Baumert et. al. 2001). Die Schere zwischen so genannten „bildungsfernen und bildungsnahen Schichten“ hat sich empirisch seit den 70er Jahren kaum geschlossen. Faktum ist aber auch, dass der generelle Bildungsgrad allgemein angestiegen ist, ohne die soziale Ungleichheit in Bezug auf Bildungschancen nachhaltig verringert zu haben. Während sich die geschlechtsspezifischen Bildungschancen zumindest formal ausgeglichen haben (damit ist aber keineswegs der Unterschied der „Verwertbarkeit“ der Abschlüsse auf dem Arbeitsmarkt gemeint), sind vor allem die Relationen der Herkunft (schicht-, milieu- und ethnienspezifische Faktoren) und der Bildungsbeteiligung weiterhin besorgniserregend unsozial. 

Signifikant bessere Chancen auf erfolgreiche Karrieren sind laut einer Studie des IBE (IBE 2005) verbunden mit der HTL, Universität, Gesundheits- und Krankenpflegeschulen, Technischen Fachschulen, Akademien, HAKs und HBLAs (40% bis 65 % gegenüber dem Mittelwert von 31 %). 

Signifikant schlechtere Chancen hingegen mit den Abschlüssen der Pflichtschule, Lehre im Bereich Mode/Textil/Leder, Bauwesen, Frisör, Land- und Fortwirtschaftlichen Fachschulen, Lehre Einzelhandel, Tischler, Tourismus/Gastgewerbe, Kraftfahrzeugmechaniker, andere Fachschulen (3 % bis 21% gegenüber dem Mittelwert von 31 %).

Auch die Wahrscheinlichkeit zu einer Risikogruppe zu gehören, deren Kompetenzen als gering für eine erfolgreiche Teilhabe in modernen Wissensgesellschaften angesehen werden, hängt von der sozialen Herkunft ab. Lebenslaufstudien (vgl. dazu die große LIFE-Studie von Georg 2005) belegen ebenfalls den strukturellen Zusammenhang zwischen Schulabschluss und dem kulturellen Kapital des Elternhauses. So zeigt sich, dass Fähigkeiten, die bei Menschen Mitte dreißig als persönliches Talent wahrgenommen werden, in Wahrheit auch Folge sozialer Bedingungen im Elternhaus sind. 

Wie sich Individuen innerhalb dieser Entwicklungen verhalten, welche Strategien sie hierbei generieren, wurde in einer Studie in Graz (vgl. Egger 2006) untersucht, indem die spezifischen bildungsrelevanten Denk- und Handlungsmuster analysiert wurden. Diese empirische Studie (basierend auf 43 narrativ-fokussierten Interviews) kann Auskunft darüber geben, wie sich gering qualifizierte Menschen in den nachdrücklich ökonomischen Modernisierungsprozessen ihre Bildungsmöglichkeiten heute „zurechtbasteln“, welchen Behinderungen und Schranken sie sich hier ausgesetzt sehen und wie sie mit den geforderten Weiterbildungsaktivitäten umgehen. Die in dieser Arbeit analysierten Zusammenhänge können zeigen, wie sich dort, wo das gesellschaftlich verbindende Element von Bildung nur noch instrumentell in den Alltags- und Arbeitszusammenhängen wurzelt, permanent neue Risikolagen auftun. Ähnlich dem fahrenden Ritter Don Quijote sind es vorwiegend Menschen mit geringer Bildung (vor allem jene, die nur Pflichtschulabschluss haben), die sowohl am Weiterbildungsmarkt als auch in der Berufswelt zu den Verlieren im unaufhörlichen Kampf gegen die Windmühlen der Bildungsgesellschaft gehören. Ist ihr Anlauf auch weit und mühevoll, so bringen ihnen diese lebenslangen Suchprozesse kaum etwas, da sie durch ihre geringe Grundqualifikation und ihr sozioökonomisch schwaches Milieu mehrfach benachteiligt sind. 

Konkret zeigte sich dabei:

Österreich „geizt“ im Vergleich zu anderen Staaten mit Bildung für sozial schwache Gruppen. Dabei zeigt sich ein ambivalentes Bild zwischen Bekenntnis und Realität. Auf der einen Seite herrscht hier ein breiter Konsens über die zentrale These der OECD, dass Bildung kein Kostenfaktor, sondern eine „Investition“ ist, die sich (individuell und gesellschaftlich) bestens auszahlt. Gleichzeitig werden im österreichischen Bildungssystem auf dem Weg zu höherer Bildung noch immer zu viele Personen auf dem Bahnhof, der in die große Bildungswelt führen soll, (sozial) behindert oder gar ausgegrenzt. Dies kann durch viele andere Studien bestätigt werden. In einer arbeitnehmerbezogenen Strukturanalyse des IBE zeigt sich z. B. ebenfalls, dass je höher die Stellung im Beruf, desto häufiger auch die Weiterbildungsbeteiligung ist. Die niedrigste Beteiligungsrate ist bei jenen Arbeitnehmern festzustellen, die als Arbeiter tätig sind und 45 Jahre oder älter sind (23 %). Die höchste bei Angestellten, denen Arbeitszeit für ihre Weiterbildung zur Verfügung gestellt wird (81 %).

Survival of the richest

Das österreichische Schulsystem verstärkt die bestehende soziale Ungleichheit statt sie auszugleichen. Die Weiterbildung setzt diesen Trend der sozialen Auslese vor allem für gering Qualifizierte fort. Die Bildungs- und Arbeitschancen werden im Erwachsenenalter verstärkt durch die Grundausbildung beeinflusst, weshalb diese Gruppe auch bei vermehrter Teilnahme an Weiterbildung hier kaum mehr grundlegende Erfolge auf dem Arbeitsmarkt vorweisen kann. 

(Weiter-)Bildungsarmut ist weiterhin sozial vererbt
In Österreich wird (im Vergleich zu anderen Ländern) viel Geld in „höhere Bildung“ investiert, in ein Bildungssegment also, das bereits auf bestimmte Selektionen (milieu- und geschlechtsspezifisch, ethnisch, regional u. dgl.) aufbaut. Die in den unteren Bereichen bereits geschaffenen sozialen Ungleichheiten werden in den darauf aufbauenden Bildungsinstitutionen aber weitestgehend noch vertieft, wie sich durch PISA bestätigt hat. Gleichzeitig gibt es relativ geringe Investitionen in frühe Bildungsprozesse (Kindergärten, Lerngruppen) und in die Erwachsenenbildung. Dadurch entstehen erhebliche Chancenungleichheiten in der Bildungsbeteiligung und im Kompetenzerwerb. Wenn eine Gesellschaft gering qualifizierte Menschen vermeiden will, dann muss sie hier durch eine frühzeitige (sozial sensible) Förderung eingreifen. Spätere „Reparaturmaßnahmen“ sind individuell und gesellschaftlich weitaus kostenintensiver, aufwändiger und auch riskanter. Selbst ein freier Hochschulzugang beseitigt die voraus​gehenden Ausschlussmechanismen nicht, wie auch die Bestrebungen um ein lebenslanges Lernkonzept diese nur bedingt aufweichen können.

Die Illusion der Weiterbildungsgesellschaft
Wie die vorliegende Untersuchung zeigt, ist die vermeintliche, durch lebenslange Lernprozesse geschaffene, Chancengleichheit eine gefährliche Illusion. Gerade für sozial schwache und gering qualifizierte Gruppen ist die Tür in die Welt der goldenen Wissensgesellschaft im Lebensverlauf nur begrenzt geöffnet. Wer den Weg zu (Weiter-)Bildung zwischen dem 15. und dem 30. Lebensjahr nicht findet, der ist meist in seinem weiteren Leben systematisch von einem möglichen Aufstieg durch Weiterbildung ausgeschlossen. Die Benachteiligungen für die Gruppe der geringer Qualifizierten nehmen mit zunehmendem Lebensalter noch zu. So zeigt sich auch, dass sie im späteren Berufsleben (so ab dem 30. Lebensjahr) nur mehr wenige wirkliche Chancen haben, die erstmaligen Eintrittsbedingungen in das Beschäftigungssystem zu kompensieren. Es sind vor allem drei Benachteiligungen, die auch in der lebenslangen Weiterbildung wirken: Marktbenachteiligungen aufgrund der unzureichenden schulischen Vorbildung, Lernbenachteiligung durch fehlende lebenslagenspezifische Bildungskonzepte und Rechtsbenachteiligungen in Form von Ausschlüssen oder erschwerten Zugängen zum höheren Bildungswesen.

Die Latte der Weiterbildungsnutzung wird für gering Qualifizierte so hoch gelegt, dass es für sie oft näher liegt, darunter durchzulaufen, als drüberzuspringen

Was den hier untersuchten bildungswilligen Erwerbstätigen fehlt, sind (neben den bereits erwähnten Förderungen im Ausbildungsbereich) vor allem ausreichende Einstiegs- oder Nachholmöglichkeiten von Bildungszertifikaten. Hier ist die Rolle des Staates angesprochen. Wenn der Grundbaustein für die neue Beschäftigungsfähigkeit lebenslange Weiterbildung auf allen Ebenen sein soll, dann müssen die Erträge aus Weiterbildung auch für gering Qualifizierte deutlich sichtbar sein, statt sie nur in „Bildungsmaßnahmen“ zu versorgen. 

Das Instrument der Weiterbildung ist zu stumpf
Das Instrument der Weiterbildung allein ist für gering Qualifizierte zu stumpf, um Defizite in der Grundausbildung am Arbeitsmarkt auch direkt ausgleichen zu können. Nur ein geringer Prozentsatz von arbeitslosen Menschen, die an Weiterbildungskursen teilnehmen, schaffen z. B. den Sprung in den Arbeitsmarkt. Hier treten auch große Frustrationen der Betroffenen auf, die trotz Qualifizierung erwerbslos bleiben. Dabei läuft Weiterbildung oft ins Leere, weil die Perspektiven der Bildungsmaßnahmen nur unzureichend erkannt und formuliert sind. Diese werden noch durch nicht erwachsenengerechte Lernformen verstärkt.

Wer hat, der sucht selbst weiter
Weiters zeigt sich, dass die finanziellen Belange bei der Teilnahme an Weiterbildung beachtliche Ausgrenzungsmechanismen enthalten, von denen besonders solche Personen betroffen sind, die kaum Unterstützung von der Arbeitgeberseite erfahren. Die Aufnahme von organisierten Lernprozessen führt hier zu schwierigen finanziellen Situationen. 

Was also ist zu tun?

Eine Bestandsaufnahme zeigt, dass die Zugangsmöglichkeiten und vor allem die Übergänge im Weiterbildungssystem sozialökonomisch gesteuert werden. Dies gilt besonders an den wichtigen Schnittstellen zwischen Primär-, Sekundär- und Tertiärbildung im staatlichen Bereich, und setzt sich in den wichtigen Bereichen der Weiterbildung fort. Wenn ein Bildungssystem (wie das österreichische) durch seine gesetzlichen Fundamente die Lebenschancen bereits sehr frühzeitig reguliert, müssten die Gegenmaßnahmen um ein möglichst hohes Maß an Chancengleichheit im Weiterbildungssystem herstellen zu können, finanzstark und großflächig sein. 

Wenn schon an den Grundfesten der frühen Selektion nicht gerüttelt werden soll, müsste das allseits nachgebetete Diktum des Lebenslangen Lernens auch tatsächlich dazu genutzt werden können, damit sozialer Benachteiligung und Ausgrenzung gegengesteuert werden kann. Dies ist aber, wie Studien zeigen, kaum der Fall, da die Zugangsmöglichkeiten nicht so offen sind, wie sie sein müssten. 

Es zeigt sich deutlich, dass der bereits erreichte (berufliche) Ausbildungsstand und der Bildungsstatus ausschlaggebend für die Teilnahme an Weiterbildung sind. Insbesondere an den Schnittstellen der jeweiligen ordnungspolitischen Systeme des Arbeitsmarktes, der Sozialpolitik, der Wirtschaft und der Bildung kommt es zu Brüchen, die Benachteiligung fördern, anstatt sie zu reduzieren. 

Hier gilt es, die festgelegten Teilnahmekriterien am Bildungsbedarf und den Bildungsbedürfnissen der Menschen anzupassen, um diese Bruchstellen im Lebensverlauf von Menschen nicht zu groß werden zu lassen. Es bedarf hier auch der Konzepte, die der Lebensplanung von Individuen unter Berücksichtigung diskontinuierlicher Erwerbsverläufe entsprechen. 

Weiters zeigt sich, dass die finanziellen Belange bei der Teilnahme an Weiterbildung beachtliche Ausgrenzungsmechanismen enthalten, von denen besonders solche Personen betroffen sind, die kaum Unterstützung von der Arbeitgeberseite erfahren. Die Aufnahme von organisierten Lernprozessen führt hier zu prekären finanziellen Situationen. Ein differenziertes, erschwingliches, erreichbares und zielgruppenorientiertes Angebot, das die soziale Polarisierung aufweichen kann, ist hier für sozioökonomisch minderprivilegierte Gruppen kaum in Sicht. Es geht aus Sicht der Befragten vor allem darum:

Die Schaffung von Sensibilität für die Basisqualifikationen, denn diese sind der Schlüssel zur aktiven Teilnahme an der Arbeits-, als auch an der Zivilgesellschaft. Formale und non-formale Bildungsprozessen müssen stärker aufeinander bezogen werden. 

Jede sinnvolle Bildungsförderung muss auch Netzwerkförderung sein. Die relevanten und früh prägenden Netzwerke (wie die Familie oder die Schule) haben für die Gruppe der gering Qualifizierten meist keine bildungsunter​stützende Rolle gespielt. Deshalb müssen Bildungsprozesse auch die soziale Rolle des Lernens unterstützen.

Die strukturelle Förderung durch frühzeitige Einbeziehung z. B. der Betriebe, der Kammern und evtl. auch des Arbeitsamtes. Kaum einmal war es bei den Befragten möglich, einen gezielt ausgearbeiteten Weiterbildungsplan innerhalb mehrerer Institutionen zu verbinden. 

Die Schaffung von lebens- und arbeitsintegrierten Angeboten, von niederschwelliger, individueller, aufsuchender Beratung, bzw. die Modularisierung von Weiterbildungsmöglichkeiten und eine adressatengerechte Didaktik sind ebenso wichtig. Personenbezogene Beratungsmaßnahmen (wie sie z. B. im Casemanagement zu finden sind) können hier helfen, institutionelle Arrangements vor, während und nach Bildungsphasen abzusichern. 

Chancengleichheit wäre: Unterprivilegierte müssten Zugang zu privilegiertem Lernen kriegen, d. h., sie müssten auch lange zweckfrei lernen können.

Chancengleichheit kann nur durch den Abbau von Privilegien, Diskriminierungen, sowie durch Beseitigung von Barrieren erreicht werden. Es zeigt sich, dass solange soziale Hierarchie fortbesteht, und keine alternativen Begründungskriterien gefunden werden, keine Gleichstellung zu erreichen ist.

Eine schlichte Ausdehnung primärer Beschulung hätte eher den Effekt des Motivationsverlustes, sowie die Ausbreitung einer instrumentellen Einstellung zum Lernen. Dazu bedarf es eines Paradigmenwechsels der Lernorganisation. Es müssen Lernumwelten geschaffen werden, die selbstbestimmte Lernprozesse stimulieren, in der Basisqualifikationen vermittelt werden können, und dieses Wissen mit praktischen Erfahrungen verbunden werden kann.

Abschließend muss allerdings festgestellt werden, dass Ausbildung und Bildung nicht alle Defizite einer Gesellschaft ausgleichen können. Wenn die Gesellschaft sozial auseinander reißt, können auch Bildungsprozesse diesen Vorgang nicht kitten. Es sollte aber allen Beteiligten bewusst sein, dass (institutionelle) Bildungsprozesse dazu beitragen, soziale Differenzen zu zementieren oder zu vermindern. Die Frage, die es im Bildungsdiskurs also heute zu lösen gilt, lautet deshalb: Wie kriegt man den Bildungsdiskurs wieder zurück in den Sozialzusammenhang einer sozialen Zivilgesellschaft und wie lassen sich soziale Zugangsschranken abbauen und verhindern? Dieser „alte Auftrag“ bleibt auch für das neue Jahrhundert unumgänglich bestehen.
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